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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

(19. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes über eine Fischereistatistik 

— Drucksache 1626 — 


A. Bericht des Abgeordneten Diekmann 


Das Gesetz über eine Fischereistatistik enthält die 
Bestimmungen über die Durchführung von Erhebun- 
gen auf dem Gebiete der Hochsee- und Küsten- 
fischerei sowie der Bodenseefischerei. Es handelt sich 
im wesentlichen um die laufende Erfassung der An- 
landungen. Daneben werden Feststellungen getroffen 
über Fangfahrzeug, Fangreise, Fanggebiet, Fang- 
gerät, Absatzart und Verarbeitung an Bord. Da die 
Hochsee- und Küstenfischerei ernährungswirtschaft- 
lich von großer Bedeutung ist, ist es notwendig, 
monatliche Ergebnisse der Fischereistatistik für die 
Durchführung von Maßnahmen auf Grund des Fisch- 
gesetzes vom 31. August 1955 (BGBl. I S. 567) zu 
erhalten, insbesondere zur Aufstellung eines Ver- 
sorgungsplanes, für Liefervereinbarungen und Ein- 
fuhrregelungen, außerdem für die meeresbiologische 
Forschung, für betriebswirtschaftliche Zwecke und ' 
lür Interessenabstimmungen im internationalen Be- 
reich. I 

Die Fischereistatistik wird bereits seit 1906 durch- 
geführt. Sie stützt sich seit 1938 auf das Gesetz über 
die Statistik der Fischereifangergebnisse vom 6. Juli 
1938 (RGBl. I S. 798) sowie auf verschiedene Durch- 
führungsverordnungen und Ausführungsanweisun- 
gen. Diese Vorschriften entsprechen nicht mehr den 
heutigen staatsrechtlichen Anschauungen und be- 
dürfen einer Anpassung an das System des Gesetzes 
über die Statistik für Bundeszwecke (StatGes) vom 
3. September 1953 (BGBL I S. 1314). 

Der vorliegende Gesetzentwurf sieht die Fort- 
führung der z. Z. laufenden Erhebungen im bisheri- 
gen Umfang vor. Auf die bisher noch vorhandene 


Rechtsgrundlage für die laufende Durchführung einer 
Binnenfischereistatistik ist aus Sparsamkeitsgründen 
im Hinblick auf die ernährungswirtschaftlich weni- 
ger bedeutungsvollen Fangergebnisse der Binnen- 
fischerei verzichtet worden. Einmalige Feststellun- 
gen über die Betriebsverhältnisse der Fluß- und 
Seenfischerei sowie der Teichwirtschaft und Fisch- 
zucht — einschließlich der Fangergebnisse im Laufe 
eines Jahres — sind jedoch nach dem Gesetz über 
eine Betriebszählung in der Land- und Forstwirt- 
schaft vom 13. April 1960 (BGBl. I S. 217) im Rahmen 
einer Binnenfischereierhebung für Juni 1962 vor- 
gesehen. 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten hat sich am 11. Mai 1960 mit dem Gesetz- 
entwurf befaßt. Er stimmte dem Entwurf der Bundes- 
regierung sowie ihrer Stellungnahme zu den Ände- 
rungsvorschlägen des Bundesrates zu. Der Aus- 
schuß hat also die vom Bundesrat vorgeschlagene 
Streichung des § 9, der die Möglichkeit vorsieht, 
ergänzende Erhebungen durch Rechtsverordnung 
nach § 6 Abs. 2 StatGes anzuordnen, nicht gebilligt. 

Der Ausschuß beschloß ferner auf Anregung des 
Bundesministeriums für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten, die Bestimmung über die Auskunfts- 
pflicht in § 3 Abs. 2 Nr. 1 entsprechend dem Umfang 
der Erhebungen nach Absatz 1 zu ergänzen. 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten hat seinen Beschluß einstimmig gefaßt; 
namens des Ausschusses darf ich das Hohe Haus 
bitten, den Gesetzentwurf in der vom Ausschuß vor- 
gelegten Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 19. Mai 1960 


Diekmann 

Berichterstatter 


Ausschußantrag umseitig 
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B, Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 1626 — mit den 
aus der nachstehenden Zusammenstellung ersieht- 
liehen Änderungen, im übrigen unverändert anzu- 
nehmen. 


Bonn, den 19. Mai 1960 


Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten 

Bauknecht Diekmann 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über eine Fischereistatistik 

— Drucksache 1626 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten 
(19. Ausschuß) 


Ent w u r f 


§ 3 

(1) Bei Anlandungen deutscher Küstenfischerei- 
fahrzeuge innerhalb des Geltungsbereichs dieses 
Gesetzes werden monatlich die in § 2 Abs. 1 Nr. 4 
bis 6 bezeichneten Sachverhalte sowie das Anlande- 
gebiet erfaßt. 

(2) Auskunftspflichtig sind 

1. für den Sachverhalt nach § 2 Abs. 1 Nr. 4 
die Leiter der Fischereibetriebe, 

2. für die Sachverhalte nach § 2 Abs. 1 Nr. 5 
und 6 

a) die Leiter der Seefischmarktverwal- 
tungen bei Anlandungen auf Seefisch- 
märkten, 

b) die Leiter der Fischverwertungsgenos- 
senschaften, Fischgroßhandlungen und 
Fischverarbeitungsbetriebe für die un- 
mittelbar an diese abgegebenen Fang- 
ergebnisse, 

c) im übrigen die Leiter der Fischerei- 
betriebe. 

§ 8 

(1) Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten wird ermächtigt , durch Rechts- 
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates Er- 
hebungsstellen einzusetzen . Er kann auch juristische 
Personen des bürgerlichen Rechts zu Erhebungs- 
stellen bestimmen , wenn diese sich hierzu bereit er- 
klären. 


(2) Die Erhebungsstellen haben für rechtzeitige 
und vollständige Abgabe der Meldungen zu sorgen, 
die eingegangenen Meldungen auf Richtigkeit und 
Vollständigkeit zu prüfen und, wenn nötig, ihre 
Ergänzung und Berichtigung zu veranlassen. 


B'e Schlüsse des 19. Ausschusses 


§ 3 

(1) unverändert 


(2) Auskunftspflichtig sind 

1. für den Sachverhalt nach § 2 Abs. 1 Nr. 4 

und für das Anlandegebiet die Leiter der 
Fischereibetriebe, 

2. unverändert 


§ 8 

(1) In den Ländern Baden-Württemberg, Bayern, 
Bremen, Hamburg, Niedersachsen und Schleswig- 
Holstein sind Erhebungsstellen durch die Landes- 
regierungen zu bestimmen, soweit der Bundes- 
minister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
nicht Bundesbehörden mit den Erhebungen beauf- 
tragt. Juristische Personen des bürgerlichen Rechts 
können zu Erhebungsstellen bestimmt werden, wenn 
diese sich hierzu bereit erklären; sie unterliegen 
insoweit der staatlichen Aufsicht. 

(2) unverändert 
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Entwurf 
§ 11 

(1) Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 

(2) Gleichzeitig treten außer Kraft 

1. das Gesetz über die Statistik der Fischerei- 
fangergebnisse vom 6. Juli 1938 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 798), 

2. die Erste Verordnung zur Durchführung 
und Ergänzung des Gesetzes über die 
Statistik der Fischereifangergebnisse vom 
15. Juli 1938 (Reichsgesetzbl. I S. 997), 

3. die Ausführungsanordnung zur Ersten 
Verordnung zur Durchführung und Ergän- 
zung des Gesetzes über die Statistik der 
Fischereifangergebnisse vom 30. Januar 
1950 (Bundesanzeiger Nr. 33 vom 16. Fe- 
bruar 1950), 

4. die Ausführungsbestimmungen und Aus- 
führungsanweisungen zu der Ersten Ver- 
ordnung zur Durchführung und Ergänzung 
des Gesetzes über die Statistik der 
Fischereifangergebnisse. 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 

§ 11 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Oktober 1960 in 
Kraft. 

(2) unverändert 
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